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Das Lebensende gehört zu den persönlichsten Bereichen menschlicher Existenz. 
Kaum eine Entscheidung reicht tiefer in die Würde, Freiheit und Identität eines 
Menschen hinein als die Frage, wie lange ein Leben, das als unerträglich leidvoll, 
abgeschlossen oder nicht mehr als das eigene empfunden wird, fortgesetzt wer-

den soll. Diese Frage kann niemand stellvertretend für ei-
nen anderen Menschen beantworten. Sie berührt das In-
nerste individueller Selbstbestimmung – und damitzu- 
gleich den Kern unseres Verständnisses von Menschen-
würde. 
 
Die vorliegende Publikation möchte informieren, einordnen 
und Orientierung geben. Sie richtet sich an Menschen, die 
sich mit der Möglichkeit einer Freitodbegleitung auseinan-
dersetzen, an Angehörige, an beruflich oder ehrenamtlich 
Begleitende sowie an alle, die sich über die Arbeit der 

Deutschen Gesellschaft für Humanes Sterben e. V. informieren möchten. Sie er-
läutert, was unter einer Freitodbegleitung zu verstehen ist, welche rechtlichen und 
ethischen Grundlagen zu beachten sind und wie die DGHS seit dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 26. Februar 2020 die Vermittlung von Freitodbe-
gleitungen organisiert. 
 
Im Mittelpunkt steht dabei nicht ein abstraktes Verfahren, sondern der einzelne 
Mensch: seine Lebensgeschichte, sein Leiden, seine Werte, seine Entscheidung. 
Wer um Hilfe bei einem selbstbestimmten Lebensende bittet, tut dies in aller Re-
gel nicht leichtfertig. Häufig liegen schwere körperliche Erkrankungen, fortschrei-
tende Einschränkungen, eine unheilbare Diagnose oder jahrzehntelanges seeli-
sches Leiden zugrunde. In anderen Fällen sprechen Menschen nach einem lan- 
gen Leben von Lebenssattheit: Sie empfinden ihr Leben als erfüllt, sehen für sich 
aber keine realistische Perspektive mehr auf Teilhabe, Freude oder eine Lebens-
form, die ihren eigenen Vorstellungen entspricht. 

Editorial

Selbstbestimmung am Lebensende – Verantwortung,  
Schutz und Humanität

RA Prof. Robert 
Roßbruch
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In dieser Publikation wird gezeigt, dass der Wunsch nach Suizidassistenz sehr unterschied-
liche biografische Hintergründe haben kann. Zugleich macht sie deutlich, dass die Vermitt-
lung einer Freitodbegleitung weder eine bloße Dienstleistung noch ein automatisiertes Ver-
fahren ist. Sie setzt eine sorgfältige Prüfung voraus. Die DGHS hat hierfür ein strukturiertes 
Schutzkonzept entwickelt, das den verfassungsrechtlichen Anforderungen entspricht und 
die Freiverantwortlichkeit der Entscheidung in den Mittelpunkt stellt. 
 
Die Tatherrschaft liegt bei der sterbewilligen Person 
 
Dieses Schutzkonzept beruht auf mehreren Stufen. Zunächst werden Antrag und Unterla-
gen geprüft. Sodann folgen persönliche Gespräche, in denen die Beweggründe, die Le-
benssituation und die innere Festigkeit des Sterbewunsches betrachtet werden. Ärztliche 
und juristische Perspektiven ergänzen einander. Erst wenn keine Zweifel an der Urteils- und 
Entscheidungsfähigkeit, an der Wohlerwogenheit, an der Konstanz und an der Autonomie 
des Sterbewunsches bestehen, kann eine Freitodbegleitung vermittelt werden. Bis zuletzt 
bleibt entscheidend: Der Mensch, der sterben möchte, muss selbst handeln können und 
selbst handeln wollen. Die Entscheidung kann jederzeit zurückgenommen werden. 
 
Damit wird auch die klare Grenze zur Tötung auf Verlangen gewahrt. Bei der Suizidassistenz 
liegt die Tatherrschaft allein bei der sterbewilligen Person. Ärztinnen und Ärzte sowie weitere 
Begleitende ermöglichen, informieren, prüfen und sichern ab – sie nehmen dem Menschen 
die Entscheidung aber nicht ab. Gerade darin liegt ein wesentlicher Ausdruck von Respekt: 
Hilfe wird angeboten, ohne Autonomie zu ersetzen. 
 
Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 26. Februar 2020 klargestellt, dass 
das allgemeine Persönlichkeitsrecht in Verbindung mit der Menschenwürde auch das Recht 
umfasst, über Art und Zeitpunkt des eigenen Todes zu entscheiden. Dieses Recht ist nicht 
auf bestimmte Krankheitsbilder, Lebenslagen oder Leidensformen beschränkt. Es steht je-
dem freiverantwortlich handelnden Menschen zu. Der Staat darf dieses Recht schützen, 
aber nicht leerlaufen lassen. Er darf Missbrauch verhindern, aber nicht durch unzumutbare 
Hürden faktisch unmöglich machen, was verfassungsrechtlich gewährleistet ist. 
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Daraus folgt eine grundsätzliche Aussage: Das Recht auf ein selbstbestimmtes Lebensende 
ist kein Sonderrecht schwerkranker Menschen, kein Gnadenakt und keine Ausnahme von 
der Menschenwürde. Es ist Ausdruck derselben Würde, die jedem Menschen von Anfang 
bis Ende seines Lebens zukommt. Wer frei und verantwortlich über sein Leben verfügen 
darf, darf nicht in dem Moment entmündigt werden, in dem dieses Leben seinem Ende ent-
gegengeht. Selbstbestimmung endet nicht an der Schwelle des Sterbens. 
 
Das bedeutet nicht, dass jede Gesellschaft, jede Familie oder jeder einzelne Mensch Frei-
todbegleitungen persönlich bejahen muss. Es ist ebenso Ausdruck von Freiheit, sich für das 
Weiterleben bis zum natürlichen Tod zu entscheiden, palliative Unterstützung in Anspruch 
zu nehmen, religiöse oder weltanschauliche Überzeugungen gegen Freitodbegleitungen 
geltend zu machen oder für sich selbst diesen Weg auszuschließen. Eine säkulare und plu-
ralistische Gesellschaft muss jedoch zwischen persönlicher Ablehnung und rechtlicher Be-
schränkung unterscheiden. Die eigene Gewissensentscheidung darf nicht zur Bevormun-
dung anderer werden. 
 
Realistische Alternativen werden erörtert 
 
Gerade am Lebensende braucht Freiheit Schutz. Schutz bedeutet aber nicht Misstrauen 
gegenüber dem freitodwilligen Menschen. Schutz bedeutet sorgfältige Aufklärung, Prüfung 
der Freiverantwortlichkeit, Ausschluss von Druck, Erörterung realistischer Alternativen und 
Gewährleistung, dass die Entscheidung stabil, eigenständig und wohlüberlegt getroffen 
wird. Schutz darf nicht zur Verzögerungstaktik werden. Denn für viele Menschen, die eine 
Freitodbegleitung erwägen, ist Zeit keine abstrakte Größe. Fortgeschrittene Erkrankungen, 
zunehmende Schmerzen, Atemnot, Lähmungen oder der Verlust elementarer Fähigkeiten 
können jeden weiteren Aufschub zu einer zusätzlichen Belastung machen. 
 
Die in dieser Publikation dargestellten Beispiele verdeutlichen, wie unterschiedlich die Wege 
zur Entscheidung für eine Freitodbegleitung sein können. Sie zeigen Menschen mit schwe-
rer körperlicher Erkrankung, mit neurodegenerativem Leiden, mit chronischer psychischer 
Erkrankung und mit dem Empfinden eines abgeschlossenen Lebens. Gemeinsam ist ihnen 
nicht eine bestimmte Diagnose, sondern die Ernsthaftigkeit ihrer Entscheidung. Sie alle ste-
hen beispielhaft für eine Haltung, die den Menschen nicht auf seine Krankheit reduziert, 
sondern ihn als Träger eigener Werte, Grenzen und Lebensentwürfe ernst nimmt. 
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Die Publikation beantwortet darüber hinaus praktische Fragen: Wer kann einen Antrag stel-
len? Welche Voraussetzungen müssen erfüllt sein? Welche Kosten entstehen? Wo kann 
eine Freitodbegleitung stattfinden? Warum kann eine bevollmächtigte Person diesen Antrag 
nicht stellvertretend stellen? Gerade diese Fragen sind für Betroffene und Angehörige von 
großer Bedeutung. Sie schaffen Klarheit in einer Situation, die häufig von Angst, Unsicher-
heit und moralischem Druck geprägt ist. 
 
Zugleich macht die Publikation deutlich, dass die DGHS mehr leistet als die Vermittlung von 
Freitodbegleitungen. Sie informiert über Patientenverfügungen, Vorsorgedokumente, rechtli-
che Entwicklungen und Möglichkeiten, persönliche Vorstellungen für Krankheit, Pflegebe-
dürftigkeit und Sterben verbindlich festzuhalten. Damit steht die Vermittlung von Freitodbe-
gleitungen nicht isoliert, sondern in einem umfassenderen Zusammenhang selbstbestimm- 
ter Vorsorge. 
 
Am Ende geht es um eine einfache, aber anspruchsvolle Einsicht: Ein humaner Umgang mit 
dem Sterben verlangt Vertrauen in die Entscheidungsfähigkeit des Menschen. Dieses Ver-
trauen ist nicht naiv. Es braucht Verfahren, Sorgfalt und Verantwortung. Aber es darf nicht 
durch pauschales Misstrauen ersetzt werden. Wer den Menschen in seiner Würde ernst 
nimmt, muss ihm auch zutrauen, über das eigene Lebensende nachdenken und entschei-
den zu können. 
 
Die vorliegende Publikation lädt dazu ein, sich sachlich, offen und respektvoll mit einem 
Thema auseinanderzusetzen, das viele Menschen bewegt und manche unmittelbar betrifft. 
Sie will Ängste nehmen, Wissen vermitteln und zeigen, dass eine verantwortliche Praxis der 
Freitodbegleitung möglich ist: rechtssicher, transparent, sorgfältig und zutiefst menschlich. 
Das Recht auf ein selbstbestimmtes Lebensende ist letztlich ein Recht auf Achtung. Ach-
tung vor dem gelebten Leben. Achtung vor dem empfundenen Leiden. Achtung vor der 
letzten Entscheidung eines Menschen. Und Achtung vor der Freiheit, den eigenen Weg bis 
zuletzt als den eigenen gehen zu dürfen.

RA Prof. Robert Roßbruch 
Präsident der Deutschen Gesellschaft für Humanes Sterben (DGHS) 
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Im Jahr 2015 beschloss der Bundestag mehrheitlich das Verbot der sogenannten „ge-
schäftsmäßigen Suizidhilfe“. Was spezifisch juristisch „geschäftsmäßig“ heißt, bedeutet 
nichts anderes als: Jede auf Wiederholung angelegte Form von Suizidassistenz sollte unter 
Strafe gestellt werden – unabhängig von kommerziellen Interessen. 
 
Das Bundesverfassungsgericht erklärte dieses Verbot am 26. Februar 2020 für verfassungs-
widrig. Es bestätigte das Grundrecht jedes volljährigen und freiverantwortlich handelnden 
Menschen, sich für ein selbstbestimmtes Lebensende zu entscheiden und dafür Unterstüt-
zung in Anspruch zu nehmen. Mit diesem Urteil wurde klargestellt: Das Recht auf Selbstbe-
stimmung endet nicht vor dem Lebensende. 
 
Auch wenn seither mehrere politische Versuche unternommen wurden, die Praxis der Sui-
zidassistenz gesetzlich zu reglementieren, haben bisher alle entsprechenden Gesetzes- 
vorhaben im Bundestag keine Mehrheit gefunden. Die derzeitige Rechtslage ist also keine 
rechtliche Grauzone – sie ist verfassungsrechtlich eindeutig geregelt. 
 
 
 

Vorbemerkung

Worum es bei einer Freitodbegleitung geht





Nach dem Verfassungsgerichtsurteil 2020 hat die Deutsche Gesellschaft für Humanes 
Sterben (DGHS) ein mehrstufiges Verfahren entwickelt und über Jahre hinweg umgesetzt, 
das hohe Sicherheitsstandards erfüllt – es gilt heute als Referenzmodell. 
 
DGHS-Mitglieder können nach mindestens sechs Monaten Mitgliedschaft die Vermittlung 
einer Freitodbegleitung beantragen. Fristverkürzungen sind nur bei sehr schweren somati-
schen Erkrankungen möglich, bei denen häufig nur noch eine begrenzte Lebenserwartung 
besteht. Die Antragstellenden legen ihrem formlosen Schreiben medizinische Unterlagen 
bei und schildern ihre persönliche Situation und ihre Beweggründe – was sie leiden lässt, 
warum sie den Wunsch nach Suizidassistenz haben, und weshalb sie diesen Weg für sich 
gewählt haben. 
 
In sehr vielen Fällen stehen schwere Erkrankungen im Vordergrund. Aber es gibt auch Fäl- 
le sogenannter Lebenssattheit: meist Menschen höheren Alters, die ihr Leben als erfüllt 
empfinden, keine Perspektive auf Lebensqualität mehr sehen, ohne dass dabei eine psy-
chische Erkrankung vorläge.  
 
Dieses Verfahren ist klar strukturiert, transparent, humanistisch – und wurde nicht nur von 
anderen Organisationen, die Suizidhilfe oder deren Vermittlung anbieten, nahezu konzept-
gleich kopiert, sondern es ist mitunter gar in Gerichtsverfahren als beispielhafter Standard 
herangezogen worden. 
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Informationen zur Vermittlung von Freitodbegleitungen 

Wenn ein DGHS-Mitglied den festen Entschluss getroffen hat, selbstbestimmt zu sterben, 
stellt das vierstufige Schutzkonzept der DGHS sicher, dass der Antrags- und Durchfüh-
rungsprozess den Anforderungen, die das Bundesverfassungsgericht vorgegeben hat, ent-
spricht. Die Antragstellung erfolgt individuell, gestützt auf geeignete medizinische Unterla-
gen, in einem persönlichen Schreiben, in dem die sterbewillige Person ihre Beweggründe 
erläutert. Diese können sowohl aus schwerem körperlichem oder seelischem Leid resultie-
ren als auch aus einem Zustand der sogenannten Lebenssattheit. Letzteres betrifft meist 
hochaltrige Menschen, die nach sorgfältiger Lebensbilanz zum Schluss gelangen, dass ihr 
Leben für sie erfüllt ist – ohne dass eine psychische Erkrankung oder schwere körperliche 
Leiden vorliegen. 
 
 Schritt 1: Bearbeitung des Antrages auf Vermittlung einer Freitodbegleitung  
 
Ein Antrag auf Vermittlung einer Freitodbegleitung kann in aller Regel dann gestellt werden, 
wenn die betreffende Person mindestens sechs Monate DGHS-Mitglied ist. In der ersten 
Stufe des Prozesses werden die Antragsunterlagen in der Geschäftsstelle bearbeitet. Sie 
werden dabei auf Vollständigkeit, Schlüssigkeit und vor allem mit Blick auf die Sicherheits-
kriterien (siehe unten) geprüft. Bei unvollständigen Unterlagen und/oder Angaben werden 
die nötigen fehlenden Informationen nachträglich eingeholt. Bei einem positiven Ergebnis 
werden die Antragsunterlagen vertraulich an die zuständigen Freitodbegleitenden weiter-
vermittelt.  
 
 Schritt 2: Juristisches Erstgespräch 
 
Nach Erhalt und Überprüfung der Antragsunterlagen vereinbart die Juristin bzw. der Jurist 
ein erstes Abklärungsgespräch mit dem Mitglied. In diesem werden die Beweggründe und 
die Sicherheitskriterien noch einmal überprüft sowie organisatorische Fragen besprochen. 
Im Zentrum steht erneut die Abklärung der Freiverantwortlichkeit. 
 

Das vierstufige Schutzkonzept der DGHS für eine  
rechtssichere Freitodbegleitung (FTB)
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 Schritt 3: Ärztliches Zweitgespräch 
 
Danach vereinbart und führt die Ärztin bzw. der Arzt, die/der die Suizidassistenz leisten 
wird, ein weiteres persönliches Gespräch mit dem sterbewilligen Mitglied. Die Freiverant-
wortlichkeit wird hier vor allem gezielt aus medizinischer Perspektive eingeschätzt; insbe-
sondere werden noch einmal mögliche Alternativen zu einem Freitod (wie z. B. palliativme-
dizinische oder pflegerische Angebote) detailliert erörtert und gemeinsam mit dem Mitglied 
bewertet.   
 
 Schritt 4: Der Tag der Freitodbegleitung 
 
Wenn keine Zweifel an der Freiverantwortlichkeit bestehen, wird ein Termin für die Freitod-
begleitung zusammen mit der Ärztin/dem Arzt und der Juristin/dem Juristen vereinbart. An 
diesem Termin werden die notwendigen Dokumente unterzeichnet und der Freitodwunsch 
ein letztes Mal abgeklärt. Das bedeutet, dass die sterbewillige Person sich bis zum letzten 
Moment anders entscheiden kann. Wenn der Sterbewunsch weiterhin ohne Zweifel vor-
handen ist, stellt die Ärztin bzw. der Arzt das Medikament bereit und der Tod wird durch 
das Mitglied eigenständig herbeigeführt. 
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Informationen zur Vermittlung von Freitodbegleitungen 

In dem Schutzkonzept der DGHS kommen fünf Sicherheitskriterien zur Anwendung, die an 
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 26.02.2020 angelehnt sind. Diese Kriterien 
stehen im Zentrum dieses Verfahrens der Antragstellung, -bearbeitung und der Durchfüh-
rung einer Freitodbegleitung. Sie dokumentieren, dass sich die verfassungsrechtlich gefor-
derten Schutzmechanismen bereits seit Jahren zuverlässig und ohne relevante Konflikte 
oder Unklarheiten in die Praxis umsetzen lassen. 
 
I. Urteils- und Entscheidungsfähigkeit 
 
Dieses Kriterium beinhaltet verschiedene kognitive Anforderungen – zunächst, dass der 
sterbewillige Mensch seine aktuelle Situation realitätsorientiert erkennen und einschätzen 
kann. Des Weiteren sollte er in der Lage sein, verschiedene gangbare Alternativen vor dem 
Hintergrund persönlicher Wertvorstellungen abzuwägen. Er muss außerdem imstande sein, 
aus diesen komplexen Überlegungen heraus eine Entscheidung zu treffen. Schließlich ist 
erforderlich, dass er seine Entscheidung eindeutig kommunizieren und Dritten gegenüber 
vertreten kann. Personen, die in der Lage sind, diese kognitiven Fähigkeiten auf ihre kon-
krete Situation anzuwenden, kann schwerlich die Urteils- und Entscheidungsfähigkeit ab-
gesprochen werden.  
 
Bei Menschen mit psychischen Erkrankungen muss sichergestellt werden, dass nicht aus 
der Verzweiflung einer Lebenskrise der Weg der Suizidassistenz eingeschlagen wird, son-
dern aus einer reflektierten, bilanzierenden Haltung heraus. Sofern sich in den Antrags- 
und Durchführungsverfahren Hinweise auf eine mögliche Einschränkung der Urteils- und 
Entscheidungsfähigkeit zeigen, wird daher eine separate schriftliche Stellungnahme von 
geeignetem Fachpersonal erbeten, das eine Aussage über die Urteils- und Entscheidungs-
fähigkeit mit Blick auf den Sterbewunsch trifft.  
 
II. Wohlerwogenheit 
 
Der Wunsch nach Suizidassistenz muss das Ergebnis einer ernsthaften Auseinandersetzung 
mit realistischen Alternativen sein. Der sterbewillige Mensch sollte über realistische Hand-
lungsoptionen in seiner individuellen Lebenslage informiert sein und sich aktiv mit ihnen aus-

Die Sicherheitskriterien der DGHS als Kernstück der  
Antragstellung der Vermittlung einer Freitodbegleitung
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einandergesetzt haben. Dazu gehören z. B. die konkreten Inhalte der Optionen, ihr anzuneh-
mender Verlauf und das Spektrum ihrer möglichen und wahrscheinlichen Konsequenzen.  
Worin realistische Handlungsalternativen bestehen könnten, differiert je nach Lebenssitua-
tion. Bei körperlich schwer erkrankten Menschen bieten sich etwa palliativmedizinische 
und hospizliche Interventionen an, bei psychisch kranken Personen hingegen psychothe-
rapeutische und psychiatrische Unterstützungsmaßnahmen. Es ist das gute Recht der Be-
troffenen, sich gegen alle anderen Optionen zu entscheiden – aber ausschließlich auf der 
Grundlage fundierter Information 
 
III. Konstanz 
 
Ein Sterbewunsch muss zum einen dauerhaft sein. Daher muss deutlich werden, seit wann 
ungefähr er in seiner gegenwärtigen Form vorhanden ist – das heißt also, in der Form, in 
der nun ganz konkret ein assistierter Suizid angestrebt wird. Oft bestehen solche Wünsche 
schon viele Monate oder gar Jahre. Die Mindestmitgliedschaft von sechs Monaten bei der 
DGHS (ausgenommen bei einer unabweisbaren Dringlichkeit) dient zugleich als strukturelle 
Absicherung. Der zweite Aspekt der Konstanz besteht in der Stabilität des Sterbewun-
sches: Erforderlich ist, dass keine signifikanten Schwankungen in diesem Wunsch mehr 
bestehen. Die sterbewillige Person hat für sich also über einen längeren Zeitraum reflek-
tiert, ob sie wirklich diesen Weg gehen will und ist zu einem bestätigenden Resultat ge-
langt. Sie erlebt hinsichtlich ihrer Handlungsabsicht keine psychologisch relevanten Ambi-
valenzen mehr.  
 
IV. Autonomie 
 
Einem Freitod muss wesenhaft eine autonome Absicht zugrundeliegen. Die Entscheidung, 
das Leben mittels einer Suizidassistenz zu beenden, muss ohne Zweifel die eigene Ent-
scheidung dieser Person sein. Niemand Anderes darf irgendeine Form von Beeinflussung 
oder gar Druck ausgeübt haben. Beratende Gespräche mit Angehörigen oder Vertrauten 
sind ausdrücklich möglich, solange der Entschluss ausschließlich bei der sterbewilligen 
Person verbleibt.  
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Auch bei Paarentscheidungen muss eine individuelle Willensbildung stattfinden und ein-
deutig dokumentiert werden. Niemand soll in irgendeiner Weise zu einem assistierten Sui-
zid gedrängt werden, weder von Partnerinnen und Partnern, noch von Angehörigen. 
 
V. Tatherrschaft 
 
Beim assistierten Suizid wird von ärztlicher Seite ein Mittel bereitgestellt, durch welches ein 
sterbewilliger Mensch seinen Tod herbeiführen kann. Das Heft des Handelns liegt dabei bis 
zuletzt bei der Person selbst, denn sie muss die Einnahme des Mittels zwingend selbst 
einleiten. Daher existiert eine eindeutige Abgrenzung zwischen Suizidassistenz und der 
strafbaren Tötung auf Verlangen („aktive Sterbehilfe“).  
 
Diese Kriterien werden zweistufig geprüft: zunächst durch die Geschäftsstelle der DGHS 
im Antragsprozess, anschließend durch ein ärztlich-juristisches Zweierteam, das im Auf-
trag, aber nicht im Angestelltenverhältnis der DGHS tätig wird. In zwei Gesprächen vor Ort 
schätzen diese Personen erneut sorgfältig sowohl die Beweggründe als auch das Vorlie-
gen der Sicherheitskriterien ein. Nur wenn alle Voraussetzungen erfüllt sind, kann eine Ver-
mittlung zur Suizidassistenz erfolgen. 
 
Das Verfahren der DGHS zeigt: Eine verantwortungsvolle Praxis der Suizidassistenz ist 
rechtlich, medizinisch und ethisch möglich – und bedarf keiner weiteren staatlichen Pflicht-
beratung oder zusätzlichen Hürden, die das Selbstbestimmungsrecht de facto einschrän-
ken würden. 

Informationen zur Vermittlung von Freitodbegleitungen 
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Der Weg der Suizidassistenz – eine persönliche Entscheidung  

Es ist unbestritten: Jede und jeder hat das Recht, den Weg der Suizidassistenz für sich 
persönlich abzulehnen. Wer sich dafür entscheidet, die letzte Lebensphase bis zum Ende 
auszuhalten oder mit Inanspruchnahme palliativer Unterstützung zu gestalten, verdient 
Respekt und Zuwendung. 
 
Aber ebenso gilt: Diese Freiheit findet dort – wie viele andere Freiheiten – ihre Grenze, wo 
sie die Absicht hat, die Freiheit anderer Menschen einzuschränken. Die persönliche Ent-
scheidung gegen Suizidassistenz darf daher nicht zur Grundlage politischer Einschränkun-
gen für andere werden. Ein demokratischer Rechtsstaat und eine pluralistische Gesell-
schaft müssen es aushalten, dass Bürgerinnen und Bürger unterschiedliche 
Lebensentwürfe und Wertvorstellungen haben – gerade am Lebensende. 
 
Gesetzliche Vorgaben, die den Zugang zur Suizidassistenz erschweren, treffen vor allem 
jene Menschen, die ohnehin in einer extrem belastenden Situation leben. Denn etwas, das 
einer hohen Anzahl von Menschen, die sich um einen assistierten Suizid bemühen, nicht 
mehr in Hülle und Fülle zur Verfügung steht, ist: Zeit. Menschen mit fortgeschrittenem, me-
tastasierten Krebs, mit neurodegenerativen Erkrankungen wie ALS oder mit chronischer 
Atemnot durch COPD. Für sie ist die zeitnahe und verlässliche Umsetzung ihres Wunsches 
nicht nur eine Frage der Selbstbestimmung – sondern der Anerkennung ihres Leidens-
drucks. 
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Informationen zur Vermittlung von Freitodbegleitungen 

Die folgenden Fälle stehen exemplarisch für viele Anfragen, die bei der DGHS eingehen. 
Sie zeigen, wie differenziert, überlegt und tragfähig die Entscheidungen der Menschen 
sind, die Suizidassistenz (d. h. eine Freitodbegleitung) suchen und alle Voraussetzungen 
erfüllen. Diese vier Menschen haben Anträge an die DGHS gestellt, die gründlich einge-
schätzt, bearbeitet und schließlich vermittelt wurden. Mit Hilfe der Freitodbegleitenden, die 
mit der DGHS kooperieren, konnten sie selbstbestimmt ihr Leben beenden.  
 
Fall 1 – Frau Dr. S., 73 Jahre, Ärztin 
Frau Dr. S. litt an einem extrem aggressiven Hirntumor (Glioblastom), der ihre Lebenszeit 
stark einschränkte. Als Ärztin machte sie sich keine Illusionen über Heilungschancen. Eine 
stark belastende Strahlentherapie wurde abgebrochen, eine Chemotherapie hatte keine 
Erfolgsaussichten. Ebenso wollte sie keine palliative Sedierung im Endstadium – sie wollte 
selbst entscheiden, wann ihr Leben enden sollte. 
 
Im Einvernehmen mit ihrer Familie, darunter mehrere Mediziner:innen, und begleitet durch 
seelsorgerische Gespräche traf sie ihre Entscheidung klar und mit großer Ruhe. Sie wollte 
nicht leiden, sondern in Würde gehen. 
 
Fall 2 – Herr B., 51 Jahre, an ALS erkrankt 
Herr B. war sportlich, unabhängig und voller Lebensenergie, bis eine auffällige Muskel-
schwäche eintrat. Nach der Diagnose ALS begann der rasche körperliche Verfall: Läh-
mungserscheinungen, Verlust der Sprache, absehbare Beatmungsnotwendigkeit. Für ihn 
war klar: Dieses Leben entsprach nicht mehr seinen persönlichen Werten. Er empfand den 
Kontrollverlust und die Aussicht auf totale Abhängigkeit als entwürdigend. Nach reiflicher 
Überlegung und Gesprächen mit seinem Umfeld entschied er sich für ein selbstbestimm-
tes Lebensende – in einem Moment, der ihm noch Handlungsspielraum ließ. 
 
Fall 3 – Frau G., 75 Jahre, chronisch depressiv 
Frau G. litt seit ihrer Jugend unter schweren, therapieresistenten Depressionen. Immer und 
immer wieder versuchte sie, mittels psychiatrischer Behandlungen und Psychotherapie, 
eine Linderung ihrer chronischen Depressionen zu erreichen. Das blieb vergeblich, da sich 
die Erkrankung bei ihr als therapieresistent erwies. Ihr behandelnder Psychiater bestätigte 
in einer Stellungnahme eindeutig ihre Urteils- und Entscheidungsfähigkeit.  

Selbstbestimmung am Lebensende durch Freitodbegleitung – 
Vier Beispiele
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In Gesprächen mit der DGHS zeigte sie eine klare Haltung: Sie war nicht akut suizidal, son-
dern nach jahrzehntelanger Leidensgeschichte zu einem überlegten Entschluss gekom-
men. Ihr Wunsch war stabil, reflektiert und nachvollziehbar. 
 
Fall 4 – Herr F., 86 Jahre, lebenssatt 
Herr F. war langjähriges DGHS-Mitglied. Er war weder schwer krank noch psychisch belas-
tet. Aber er fühlte sich lebenssatt: körperlich zunehmend eingeschränkt, geistig noch klar, 
jedoch ohne realistische Perspektive auf Teilhabe oder Lebensfreude und wollte den Frei-
tod wählen, bevor zu erwartende Verschlechterungen seiner Gesundheit eine Pflegebe-
dürftigkeit bedingen konnten. 
 
Er berief sich ausdrücklich auf den staatlich und gesellschaftlich zu respektierenden Akt 
autonomer Selbstbestimmung, den das Bundesverfassungsgericht hervorgehoben hatte. 
In ausführlichen Gesprächen machte er deutlich, dass sein Wunsch, das Leben zu been-
den, kein Impuls war – sondern Ausdruck eines erfüllten, nun abgeschlossenen Lebens. 
 
 
 
Wir hoffen, Ihnen mit diesen Beispielen einen Einblick gegeben zu haben, wie eine Selbst-
bestimmung am Lebensende aussehen kann. Wenn Sie den Weg der DGHS im Einsatz für 
die Selbstbestimmung unterstützen wollen, würden wir uns freuen, Sie als Mitglied begrü-
ßen zu dürfen. Mit der Mitgliedschaft in der DGHS erhalten Sie mehr als nur die Möglich-
keit auf die Vermittlung einer Suizidassistenz. Sie werden darüber hinaus regelmäßig und 
verlässlich über neue und wichtige Entwicklungen in diesem Bereich informiert und haben 
zudem die Möglichkeit, die rechtssicheren Vorsorgedokumente der Patientenschutzmappe 
der DGHS zu nutzen, darunter eine präzise und konkrete Patientenverfügung. Wenn Sie 
uns Ihre ausgefüllten Vorsorgedokumente zukommen lassen, dann erhalten Sie für die 
DGHS-Formulare außerdem Rechtsschutz, damit sichergestellt wird, dass Ihre persönli-
chen Vorstellungen bei Krankenhausaufenthalten und in Notfällen berücksichtigt werden. 
Mit Hilfe eines QR-Codes auf Ihrem Mitgliedsausweis ist es Ärztinnen und Ärzten im Kran-
kenhaus sowie Ihren Nahestehenden und natürlich Ihnen selbst möglich, diese Dokumente 
schnell und verlässlich abzurufen.  
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Informationen zur Vermittlung von Freitodbegleitungen 

 Wie kann ein Antrag auf Vermittlung einer ärztlichen Freitodbegleitung bei der DGHS 
    gestellt werden? 
 
Nach Eintritt in die DGHS haben Sie die Möglichkeit, alle weiteren wichtigen  Informationen 
zur Antragsstellung in Ihrem persönlichen Mitgliederportal auf unserer Internetseite oder auf 
Anfrage per Mail oder Post zu erhalten. 
Wenn Sie sich online auf unserer Internetseite www.dghs.de als Mitglied registrieren,  
haben Sie sofortigen Zugang zu Ihrem Mitgliederportal. 
 

 

 Was kostet die Vermittlung einer Freitodbegleitung? 
 
Die Antragsbearbeitung und die Vermittlung einer Freitodbegleitung sind für DGHS-Mitglie-
der bereits mit dem jährlichen Mitgliedsbeitrag abgedeckt. Für die umfangreichen Tätigkei-
ten der Freitodbegleitenden, die mit der DGHS kooperieren, fallen nach einer Vermittlung 
für eine Einzelperson 4.000 Euro an, für sogenannte Doppelbegleitungen (z. B. Ehepaare) 
6.000 Euro.  
 
 
 Erhält man mit der Mitgliedschaft eine definitive Zusage für eine Freitodbegleitung? 
 
Eine definitive Zusage ist vor einer Antragstellung nicht möglich, da immer der konkrete 
Antrag und die Erfüllung aller notwendigen Bedingungen geprüft werden müssen. Jedes 
Mitglied hat aber die Zusage, dass die DGHS den Antrag professionell, gründlich und mit 
Blick auf den Einzelfall und dessen Hintergründe prüfen wird. 
 
 
 Wo kann eine Freitodbegleitung stattfinden? 
 
In vielen Fällen wird eine Freitodbegleitung zuhause, in den privaten Wohnräumen des Mit-
glieds durchgeführt. Auch z. B. in Pflegeheimen oder in geeigneten Räumen von Bestat-
tungsinstituten ist eine Freitodbegleitung je nach Konstellation und der konkreten Situation 
umsetzbar.  

Die Vermittlung von Freitodbegleitungen –  
Fragen und Antworten
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 Kann ein Antrag auf Vermittlung einer Freitodbegleitung vorsorglich gestellt werden? 
 
Nein, das ist nicht möglich. Da die Beweggründe und die Sicherheitskriterien mit Blick auf 
die aktuelle Situation beurteilt werden, sollte man den Antrag nur stellen, wenn man in der 
nächsten Zeit auch gewillt ist, eine Freitodbegleitung durchzuführen. Vergeht ein längerer 
Zeitraum, so können sich die Umgebungsbedingungen oder der Gesundheitszustand des 
Mitglieds geändert haben und nicht mehr mit den Angaben im Antrag übereinstimmen.  
 
 Wie erhält man das Medikament für eine Freitodbegleitung? 
 
Das Betäubungsmittel, das durch die hohe Dosierung den Tod verursacht, wird von der 
freitodbegleitenden Ärztin bzw. dem freitodbegleitenden Arzt während der Suizidassistenz 
zur Verfügung gestellt. Es wird eine Infusion gelegt, da das derzeit genutzte Medikament 
lediglich venös verabreicht werden kann. Die Infusion mit dem Medikament wird durch die 
sterbewillige Person selbst eingeleitet.  
 
 
 Kann eine bevollmächtigte Person die Vermittlung einer Freitodbegleitung  
    veranlassen? 
 
Nein, das ist nicht möglich. Es ist nur möglich, die Vermittlung einer Freitodbegleitung für 
sich selbst zu beantragen. Da es um ein selbstbestimmtes Sterben geht, kommt es auf die 
individuelle Perspektive des sterbewilligen Menschen an. Über diese kann nur er selbst 
wirklich Auskunft geben. Natürlich kann ein Mitglied bei der Antragstellung Unterstützung 
von Nahestehenden oder auch ehrenamtlichen Ansprechpartnerinnen und -partnern der 
DGHS erhalten. Doch es ist entscheidend, dass die im Antrag getätigten Aussagen die  
ureigenen des Mitglieds sind. Wenn andere Personen, auch Bevollmächtigte, in diesem 
Prozess Entscheidungen träfen, würde es sich nicht mehr um selbstbestimmtes Sterben 
handeln.  



Wir über uns

Unsere Arbeit, unsere Ziele

Die DGHS e. V. ist eine Bürgerrechts- und Patientenschutzorganisation, die sich seit 
mehr als 45 Jahren für das Selbstbestimmungsrecht des Menschen am Lebensende 
einsetzt. Sterben ist ein Teil des Lebens. Selbstbestimmung bei Krankheit wie auch 
im Sterben gehört zu den Grundrechten der Menschen und Bürger in Deutschland. 
Dies will die DGHS für ihre Mitglieder bis zur letzten Lebensminute sichern.  
 
Die Service-Leistungen der DGHS: 
 Vermittlung von Freitodbegleitung 
 Patientenverfügung 
 Beratungstelefon Schluss.PUNKT 
 Veranstaltungen 
 Persönliche Beratung 
 Rechtsschutz 
 Notfall-Ausweis und Notfall-QR-Code 
 DGHS-App 
 Bevollmächtigten-Börse 
 Expert:innen-Telefon 
 Publikationen 
 
Mit derzeit 80 000 Mitgliedern in Deutschland ist die DGHS die größte und erfahrenste 
Organisation auf ihrem Gebiet. Die DGHS ist parteipolitisch unabhängig und dem Ge-
danken der Aufklärung und des Humanismus verpflichtet.  
Als gemeinnütziger Verein mit Sitz in Berlin finanziert sich die DGHS ausschließlich 
durch Mitgliedsbeiträge und Spenden.  
 
Wenden Sie sich für weitere Informationen gerne an die lokalen Ansprechpartner:innen 
in Ihrer Nähe oder die Geschäftsstelle in Berlin per E-Mail: info@dghs.de 
 
 
 
Impressum 
Herausgeber: Deutsche Gesellschaft für  
Humanes Sterben (DGHS) e. V. 
Mühlenstraße 20 · 10243 Berlin  
Postfach 64 01 43 · 10047 Berlin  
info@dghs.de · www.dghs.de  
 
www.facebook.com/DGHSde 
www.x.com/DGHSPresse 
instagram.com/dghs_human_sterben  S

ta
nd

: M
ai

 2
02

6 
   

  F
ot

os
: p

ex
el

s 
(4

), 
D

G
H

S
_E

ve
lin

 F
re

rk


